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Aufstellungsbeschluss

Der Rat der Gemeinde Spießen-Elversberg hat in seiner 
Sitzung am __.__.____ die Aufstellung des 
Bebauungsplans "Umfeld Ursapharm-Arena an der 
Kaiserlinde, Elversberg-Nord" beschlossen (§ 2 Abs.1 
BauGB). 
Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ durch 
Veröffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsblatt 
der Gemeinde Spießen-Elversberg ortsüblich bekannt 
gemacht.

Spießen-Elversberg, den

..........................................
Der Bürgermeister

Satzungsbeschluss

Der Bebauungsplan "Umfeld Ursapharm-Arena an der 
Kaiserlinde, Elversberg-Nord" wurde in der 
öffentlichen Sitzung am __.__.____ vom Rat der 
Gemeinde Spießen-Elversberg als Satzung beschlossen. 

Die Begründung wurde gebilligt. (§ 10 Abs. 1 BauGB)

Bekanntmachung

Der Beschluss des Bebauungsplans sowie die Stelle, bei 
der der Plan mit Begründung auf Dauer während der 
Dienststunden von jedermann eingesehen werden 
kann und bei der über den Inhalt Auskunft zu erhalten 
ist, wurden am ___.___._____ im amtlichen Bekannt- 
machungsblatt der Gemeinde Spießen-Elversberg 
ortsüblich öffentlich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten.

Spießen-Elversberg, den

..........................................
Der Bürgermeister

Ausfertigung

Die Satzung des Bebauungsplans "Umfeld 
Ursapharm-Arena an der Kaiserlinde, Elversberg-Nord" 
wird hiermit ausgefertigt.

Spießen-Elversberg, den

..........................................
Der Bürgermeister

Beteiligungsverfahren

Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit wurde 
vom __.__.____ bis __.__.____ durchgeführt (§ 3 Abs. 
1 BauGB).

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ frühzeitig von der Planung 
unterrichtet (§ 4 Abs.1 BauGB).

Der Rat der Gemeinde Spießen-Elversberg hat in seiner 
Sitzung am __.__.____ den Entwurf des 
Bebauungsplans mit Begründung beschlossen und zur 
Auslegung bestimmt.

Der Entwurf des Bebauungsplans hat mit der 
Begründung in der Zeit vom  __.__.____ bis 
einschließlich __.__.____ während der Dienststunden 
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB). 

Ort und Dauer der Auslegung sowie Angaben dazu, 
welche Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar sind, wurden am __.__.____ durch 
Veröffentlichung im Amtlichen Bekanntmachungsblatt 
der Gemeinde Spießen-Elversberg ortsüblich bekannt 
gemacht. Hierbei wurde darauf hingewiesen, dass 
Stellungnahmen während der Auslegungsfrist 
abgegeben werden können und dass nicht fristgerecht 
abgegebene Stellungnahmen unberücksichtigt bleiben 
können.

Die von der Planung berührten Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit 
Schreiben vom __.__.____ von der Auslegung 
benachrichtigt (§ 3 Abs. 2 BauGB).

Der Rat der Gemeinde Spießen-Elversberg hat in seiner 
öffentlichen Sitzung am __.__.____ die abgegebenen 
Stellungnahmen aus der Beteiligung der Öffentlichkeit 
und der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange geprüft. 

Das Ergebnis wurde denjenigen, die Anregungen 
vorgebracht haben, mit Schreiben vom __.__.____ 
mitgeteilt (§ 4 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 
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1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und §§ 1-15 BauNVO) 
  Sonstiges Sondergebiet SO, Zweckbestimmung: „Sport- und Gesundheitszentrum“ (§ 11 Abs. 2 BauNVO)

siehe Planzeichnung
Das Sondergebiet dient der Unterbringung eines standortgebundenen Sport- und Gesundheitszentrums im 
funktionalen Zusammenhang mit dem Sportpark Kaiserlinde. Zulässig sind Anlagen und Einrichtungen für den Schul-, 
Vereins-, Breiten-, Nachwuchsleistungs- und Trainingssport sowie ergänzende Nutzungen der Gesundheitsförderung, 
Prävention, Rehabilitation, Therapie und sportbezogenen Betreuung. Das Sondergebiet dient insbesondere der 
planungsrechtlichen Sicherung eines Ersatz-Gemeindesportplatzes, eines Trainingsplatzes für das 
Nachwuchsleistungszentrum, ergänzender Sportflächen sowie der hierzu erforderlichen Funktions-, Versorgungs- 
und Gesundheitsnutzungen.
Ergänzend können Bildungs-, Service-, soziale und gemeinschaftsbezogene Nutzungen integriert werden, sofern sie 
dem Sport- und Gesundheitszweck des Gebietes dienen und sich diesem räumlich und funktional unterordnen.

Zulässige Arten von Nutzungen:

1. Sport- und Bewegungsflächen im Freien
- Sportplätze, Spielfelder und Trainingsflächen, insbesondere Fußballplätze für Vereins-, Schul-, 

Nachwuchsleistungs- und Trainingsbetrieb, 
- Ersatz-Gemeindesportplatz und Trainingsplatz für das Nachwuchsleistungszentrum, 
- Leichtathletikanlagen, insbesondere Laufbahn, Weitsprung- und sonstige schul- und 

vereinssportbezogene Sportflächen, 
- Multifunktionsfelder, Bewegungsstationen, motorische Trainingsparcours und Calisthenics-Anlagen, 
- Sitzstufen, Zuschauerbereiche in untergeordnetem Umfang sowie sonstige dem Sportbetrieb dienende 

Aufenthalts- und Nebenflächen, 
- gesundheitsorientierte Wegeführungen, Bewegungs- und Sinnespfade, 

2. Gebäude und Anlagen für Sportbetrieb, Vereinsnutzung und Organisation
- Sportheim, Vereins- und Mannschaftsräume, 
- Umkleide- und Sanitärgebäude, 
- Räume für Trainer, Betreuer, Schiedsrichter, Verwaltung und Organisation des Sportbetriebs, 
- Gerätehäuser, Lagerflächen und Werkstattbereiche für Pflege, Unterhaltung und Betrieb der 

Sportanlagen, 
- Terrassen, Aufenthaltsbereiche und dem Sportbetrieb zugeordnete gastronomische Nebenangebote, 
- Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, soweit sie dem Zweck des Sondergebietes dienen. 

3. Medizinische, therapeutische und gesundheitsbezogene Nutzungen
- Einrichtungen der ärztlichen Grund- und Fachversorgung mit Bezug zu Prävention, Rehabilitation, 

Sportmedizin oder Bewegungsförderung, 
- physiotherapeutische, sporttherapeutische, ergotherapeutische und massagebezogene Dienste, 
- diagnostische Einrichtungen, insbesondere Leistungsanalytik, Funktionsdiagnostik und 

Bewegungsanalysen, 
- Einrichtungen für Ernährungsberatung, Stressprävention, betriebliche Gesundheitsförderung und 

gesundheitsorientierte Bewegungsberatung, 
- medizinische Versorgungs-, Fitness- und Physiotherapieeinrichtungen im räumlichen und funktionalen 

Zusammenhang mit den Sportflächen. 
4. Sport- und Bewegungsangebote in Gebäuden

- Kurs-, Fitness-, Trainings-, Bewegungs- und Therapieräume, 
- Sporthallen, Studios und Multifunktionsflächen für unterschiedliche Sportarten, 
- Kletter- und Boulderbereiche, Bewegungslandschaften und sonstige Indoor-Sportangebote, 
- Räume für Reha-, Präventions-, Athletik-, Koordinations- und gesundheitsorientiertes Training. 

5. Bildungs-, soziale und gemeinschaftsbezogene Nutzungen
- Seminar-, Schulungs- und Kursräume, 
- Einrichtungen für Vereinsnutzungen, Gruppenangebote, Selbsthilfeinitiativen oder 

gesundheitsbezogene Beratungsangebote, 
- Räume für betreute Kinderangebote mit Bewegungsbezug, 
- Angebote der sportbezogenen Jugend-, Vereins- und Gesundheitsarbeit. 

6. Ergänzende Dienstleistungen und Versorgung
- sport- und gesundheitsbezogene Gastronomie, insbesondere im Zusammenhang mit Sportheim, 

Terrasse und Aufenthaltsbereichen, 
- Servicebereiche wie Sportgeräteverleih, Reparaturstellen oder Materiallager, 
- Mobilitätsangebote wie Fahrradabstellanlagen, Fahrradservicestellen und sonstige Einrichtungen des 

Umweltverbundes, 
- Stellplätze, Fahrradabstellanlagen, Zufahrten, Wege und sonstige Erschließungsflächen, soweit sie dem 

Sondergebiet und seinen Nutzungen dienen. 
7. Betriebliche Funktionsbereiche

- Verwaltungs- und Organisationsräume, 
- Flächen für technische Gebäudeausrüstung, 
- Anlagen für Energieversorgung, Beleuchtung, Entwässerung, Telekommunikation und 

Sicherheitstechnik, 
- Pflege- und Unterhaltungsflächen für die Sportanlagen, 
- Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, sofern sie dem Zweck des Sondergebietes dienen und das 

Gebietsbild nicht wesentlich beeinträchtigen. 
- Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, insbesondere Photovoltaik- und Solarthermieanlagen 

auf Dachflächen, an Fassaden und auf geeigneten Nebenanlagen,
- Anlagen der Ladeinfrastruktur für elektrisch betriebene Kraftfahrzeuge und Fahrräder einschließlich der 

hierfür erforderlichen Leitungen, Verteileranlagen, Trafostationen und sonstigen technischen 
Nebenanlagen.

Ausnahmsweise zulässige Arten von Nutzungen
Ausnahmsweise können weitere sport-, gesundheits-, bildungs- oder vereinsbezogene Nutzungen zugelassen 
werden, wenn sie dem Sport- und Gesundheitskonzept eindeutig zugeordnet sind, sich dem Gebietscharakter 
unterordnen, keine zusätzlichen erheblichen Immissionen verursachen und die städtebauliche Eigenart des 
Sondergebietes gewahrt bleibt. 
Ausnahmsweise zulässig sind darüber hinaus temporäre Veranstaltungen mit Sport-, Gesundheits-, Schul-, Vereins- 
oder Gemeinbedarfsbezug, sofern sie mit der Leistungsfähigkeit der Erschließung, den Anforderungen des 
Immissionsschutzes sowie den Belangen von Natur und Landschaft vereinbar sind.

Schutzabstand Wald (zeichnerisch nicht dargestellt)
Bei der Errichtung von Gebäuden auf waldnahen Grundstücken ist gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 LWaldG ein Abstand von 30 
m zwischen Waldgrenze und Außenwand des Gebäudes einzuhalten. Die gleichen Abstände sind gemäß § 14 Abs. 3 Satz 2 
LWaldG bei der Neubegründung von Wald zu Gebäuden einzuhalten. Durch die Erweiterung bestehender Gebäude 
dürfen die gemäß § 14 Abs. 3 Satz 1 LWaldG einzuhaltenden Abstände gemäß § 14 Abs. 3 Satz 3 LWaldG nicht verkürzt 
werden. Ausnahmen vom Waldabstand bedürfen der Zulassung durch die zuständige Forstbehörde nach Maßgabe des § 
14 Abs. 3 LWaldG.

Landschaftsschutzgebiet
Das Plangebiet liegt innerhalb des mit Verordnung festgesetzten Landschaftsschutzgebietes L 4.07.02 „Ruhbachtal  
Kirchendeck“. Für die Errichtung baulicher Anlagen innerhalb des Landschaftsschutzgebietes ist ein 
Ausgliederungsverfahren erforderlich. Dies betrifft insbesondere Sport- und Trainingsflächen, Fanstellplätze, Gebäude 
und Nebenanlagen des Sport- und Gesundheitszentrums, bauliche Anlagen des Waldkindergartens, Erschließungsflächen, 
Wege, technische Anlagen sowie sonstige bauliche oder befestigte Anlagen, soweit diese innerhalb der 
Schutzgebietskulisse liegen. Die Umsetzung der im Bebauungsplan vorbereiteten baulichen Nutzungen setzt daher 
voraus, dass die betreffenden Flächen vor Realisierung der Vorhaben aus dem Landschaftsschutzgebiet ausgegliedert 
bzw. die Schutzgebietskulisse entsprechend angepasst wird. Die Lage innerhalb des Landschaftsschutzgebietes wird 
nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen. Das erforderliche Ausgliederungsverfahren wird durch den 
Bebauungsplan nicht ersetzt, sondern ist als eigenständiges fachrechtliches Verfahren durchzuführen.

Schutzfläche nach straßenrechtlichen Vorschriften gem. § 9 FStrG
Nördlich des Plangebietes verläuft die Bundesautobahn BAB A 8. Die Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen 
gemäß § 9 FStrG werden, soweit sie den Geltungsbereich betreffen, nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.

Anbauverbotszone
Schutzabstand von 40 m zur BAB A 8, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn.
Innerhalb der Anbauverbotszone dürfen nicht errichtet werden:
- Hochbauten jeder Art,
- bauliche Anlagen, die über Zufahrten oder Zugänge an Bundesautobahnen unmittelbar oder mittelbar angeschlossen 

werden sollen,
- Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs.
Konkrete Bauvorhaben innerhalb der Anbauverbotszone bedürfen einer Ausnahmegenehmigung bzw. Zustimmung durch 
das Fernstraßen-Bundesamt. Die Errichtung von Werbeanlagen unterliegt ebenfalls den Genehmigungs- bzw. 
Zustimmungserfordernissen nach dem Bundesfernstraßengesetz.

Anbaubeschränkungszone
Schutzabstand von 100 m zur BAB A 8, gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn.
Gemäß § 9 Abs. 2 FStrG bedürfen bauliche Anlagen, die längs der Bundesautobahnen in einer Entfernung bis zu 100 m, 
gemessen vom äußeren Rand der befestigten Fahrbahn, errichtet, erheblich geändert oder anders genutzt werden sollen, 
der Zustimmung bzw. Genehmigung des Fernstraßen-Bundesamtes. Dies gilt auch für baurechtlich verfahrensfreie 
Vorhaben, soweit sie dem Anwendungsbereich des § 9 FStrG unterfallen.

Gesetzlich geschütztes Biotop (§ 30 BNatSchG i.V.m. § 22 SNG)
Innerhalb des Plangebietes befindet sich ein gesetzlich geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. § 22 SNG. Es 
handelt sich um das im Schutzgebietskataster erfasste Biotop GB-6608-0593-2017. Erfasst ist ein naturnaher Quellbach 
mit beidseitigem Ufergehölz. Das gesetzlich geschützte Biotop wird gemäß § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in den 
Bebauungsplan übernommen. Die Schutzwirkungen des § 30 BNatSchG i.V.m. § 22 SNG gelten unabhängig von den 
Festsetzungen des Bebauungsplanes. Handlungen, die zu einer Zerstörung oder sonstigen erheblichen Beeinträchtigung 
des gesetzlich geschützten Biotops führen können, sind unzulässig.

Nachrichtliche Übernahme
gem. § 9 Abs. 6BauGB

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)
siehe Nutzungsschablone
2.1 Grundflächenzahl (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16, 17 und 19 BauNVO)

Für das Sonstige Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Sport- und Gesundheitszentrum“ wird eine 
Grundflächenzahl von GRZ 0,8 festgesetzt.
Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundfläche je Quadratmeter Grundstücksfläche im Sinne 
des § 19 Abs. 3 BauNVO zulässig sind.
Die zulässige Grundfläche ist der nach der festgesetzten Grundflächenzahl errechnete Anteil des 
Baugrundstücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf.
Bei der Ermittlung der Grundfläche sind die Grundflächen von
- Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 
- Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 
- baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, 
mitzurechnen.
Eine Überschreitung der festgesetzten Grundflächenzahl über 0,8 hinaus ist unzulässig.

2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 und 18 BauNVO)
Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird im Sonstigen Sondergebiet „Sport- und Gesundheitszentrum“ wie 
folgt festgesetzt:
- Gebäude für Sportheim, Umkleiden, Vereins-, Sanitär-, Lager-, Geräte-, Technik- und Organisationsräume: 

maximal 8,0 m, 
- Gebäude für medizinische, therapeutische, gesundheitsbezogene, Fitness-, Schulungs- und sonstige 

ergänzende Nutzungen: maximal 12,0 m, 
- überdachte Sitzstufen, kleinere Zuschauerüberdachungen, Vordächer, Terrassenüberdachungen und 

sonstige untergeordnete Überdachungen: maximal 6,0 m, 
- Ballfangzäune, Einfriedungen und sonstige sportfunktional erforderliche Schutzanlagen: maximal 8,0 m, 
- Flutlichtmasten und sonstige Anlagen zur Beleuchtung der Sportflächen: maximal 24,0 m. 

Unterer Bezugspunkt für die festgesetzte Höhe baulicher Anlagen ist die Oberkante der nächstgelegenen, dem 
jeweiligen Gebäude oder der jeweiligen Anlage zugeordneten fertiggestellten Erschließungsfläche, gemessen in 
der Mitte der der Erschließungsfläche zugewandten Gebäudeseite bzw. Anlagenseite.
Als oberer Bezugspunkt gilt bei Gebäuden der obere Abschluss der Dachhaut bzw. bei Flachdächern die 
Oberkante Attika. Bei technischen Anlagen, Ballfangzäunen, Flutlichtmasten und sonstigen Anlagen gilt der 
höchste Punkt der jeweiligen Anlage.
Untergeordnete Dachaufbauten, insbesondere Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energie, Lüftungsanlagen, 
Aufzugsüberfahrten, Absturzsicherungen und sonstige technisch notwendige Aufbauten, dürfen die jeweils 
festgesetzte Gebäudehöhe um bis zu 2,0 m überschreiten, sofern sie gegenüber den Außenwänden zurücktreten 
und städtebaulich untergeordnet bleiben.

Parkpalette
Innerhalb der Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „Parken 2“ ist eine mehrgeschossige 
Parkierungsanlage in Form einer offenen Parkpalette zulässig.
Die maximale Höhe der Parkierungsanlage beträgt 12,0 m.
Unterer Bezugspunkt ist die Oberkante der nächstgelegenen, der Parkierungsanlage zugeordneten 
fertiggestellten Erschließungsfläche, gemessen in der Mitte der der Erschließungsfläche zugewandten 
Gebäudeseite bzw. Anlagenseite. Als oberer Bezugspunkt gilt der höchste Punkt der baulichen Anlage 
einschließlich Attika, Brüstung oder Absturzsicherung. Untergeordnete technische Anlagen, insbesondere 
Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen, Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, Beleuchtungs- 
einrichtungen und Sicherheitstechnik, dürfen die festgesetzte Höhe um bis zu 2,0 m überschreiten, sofern sie 
städtebaulich untergeordnet bleiben.

3. Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO)
siehe Planzeichnung
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im Bebauungsplan durch Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO 
festgesetzt. Gebäude und Gebäudeteile sind nur innerhalb der durch Baugrenzen festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. Ein Vortreten von Gebäudeteilen über die Baugrenzen hinaus kann in geringfügigem 
Ausmaß zugelassen werden, soweit städtebauliche, verkehrliche, waldrechtliche, naturschutzfachliche oder 
nachbarschützende Belange nicht entgegenstehen. Die Zulässigkeit von Nebenanlagen, Sportflächen, Stellplätzen, 
Zufahrten, Wegen und sonstigen dem Nutzungszweck dienenden Anlagen außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen richtet sich nach den hierzu getroffenen gesonderten Festsetzungen.

4. Nebenanlagen, Sportflächen und Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 14 BauNVO)
siehe Planzeichnung
Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sind zulässig, soweit sie dem jeweiligen Nutzungszweck des Baugebietes 
oder der festgesetzten Fläche dienen, sich diesem räumlich und funktional unterordnen und den sonstigen 
Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht entgegenstehen. Innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen sind 
Nebenanlagen zulässig, soweit sie dem Zweck des Sonstigen Sondergebietes „Sport- und Gesundheitszentrum“ 
dienen. 
Hierzu gehören insbesondere:
- Geräte-, Lager-, Technik- und Materialräume, 
- Anlagen für Energieversorgung, Telekommunikation, Sicherheitstechnik, Beleuchtung, Entwässerung und 

technische Gebäudeausrüstung, 
- Nebenanlagen für Pflege, Unterhaltung und Betrieb der Sport-, Grün- und Freiflächen, 
- Nebenanlagen für medizinische, therapeutische, sportliche, schulische, vereinsbezogene und organisatorische 

Nutzungen. 

Sportplätze, Trainingsflächen, Laufbahnen, Weitsprung- und sonstige Sportfreianlagen einschließlich der damit 
funktional verbundenen Anlagen sind nur innerhalb der hierfür im Bebauungsplan festgesetzten Flächen zulässig. 
Hierzu zählen insbesondere Spielfelder, Laufbahnen, Leichtathletikflächen, Ballfangzäune, Schutznetze, 
Sportplatzbeleuchtung, Sportgeräte, Sitzgelegenheiten, kleinere Unterstände sowie Pflege- und 
Unterhaltungsanlagen, soweit sie dem Sportbetrieb unmittelbar dienen. Stellplätze sind nur innerhalb der hierfür 
festgesetzten Stellplatzflächen sowie innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Gleiches gilt für die 
den Stellplätzen zugeordneten Zufahrten, Fahrgassen, Schrankenanlagen, Leitsysteme, Beschilderungen, 
Beleuchtungsanlagen, Entwässerungsanlagen, Fahrradabstellanlagen sowie sonstige technische oder 
organisatorische Einrichtungen zur Ordnung, Sicherheit und Bewirtschaftung dieser Flächen.

Stellplätze innerhalb des Sonstigen Sondergebietes
Der Bereich Parken 3 wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V.m. § 12 BauNVO als Stellplatzfläche innerhalb des 
Sonstigen Sondergebietes „Sport- und Gesundheitszentrum“ festgesetzt.

5. Fläche für den Gemeinbedarf,  Zweckbestimmung „Waldkindergarten“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB)
siehe Planzeichnung
Innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung 
„Waldkindergarten“ sind Anlagen und Einrichtungen zulässig, die dem Betrieb eines Waldkindergartens dienen.

Zulässig sind insbesondere:
- Aufenthalts-, Schutz- und Gruppenräume,
- Sanitäranlagen,
- Lager- und Materialräume,

- untergeordnete Verwaltungs- und Personalräume,
- Spiel-, Aufenthalts-, Bewegungs- und pädagogische Außenbereiche,
- Wege, Zuwegungen und befestigte Teilflächen, soweit sie für den Betrieb des Waldkindergartens erforderlich 

sind,
- Einfriedungen und sonstige Sicherungsanlagen,
- Anlagen der Ver- und Entsorgung,
- Stellplätze für Personal sowie kurzzeitige Halte- und Bring-/Abholzonen, soweit sie dem Betrieb des 

Waldkindergartens dienen,
- Nebenanlagen, soweit sie dem Betrieb des Waldkindergartens dienen und sich diesem räumlich und funktional 

unterordnen.

Die baulichen Anlagen sowie befestigte Flächen sind auf das für den Betrieb des Waldkindergartens erforderliche 
Maß zu beschränken. Die Nutzung der Fläche hat unter Wahrung des wald- und naturnahen Charakters zu erfolgen.

6. Verkehrsflächen, Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
siehe Planzeichnung
Der Fahrweg vom Bereich Parken 2 über das vorhandene Regenrückhaltebecken zum Bereich Parken 4 wird als 
Verkehrsfläche gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB festgesetzt.

Flächen für das Parken von Fahrzeugen 
Die Fanstellplatzbereiche Parken 2 und Parken 4 werden als Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung mit der 
Zweckbestimmung „Flächen für das Parken von Fahrzeugen / Fanstellplätze“ festgesetzt. Innerhalb dieser Flächen 
sind Stellplätze für den Stadion- und Veranstaltungsbetrieb sowie die hierfür erforderlichen Zufahrten, Fahrgassen, 
Schrankenanlagen, Leitsysteme, Beschilderungen, Beleuchtungsanlagen, Entwässerungsanlagen, Fahrrad- 
abstellanlagen, Anlagen der Ladeinfrastruktur und sonstigen technischen oder organisatorischen Einrichtungen zur 
Ordnung, Sicherheit und Bewirtschaftung zulässig. Innerhalb des Bereichs Parken 2 ist zusätzlich eine 
Parkierungsanlage in Form einer offenen Parkpalette zulässig. Die Zulässigkeit richtet sich ergänzend nach den 
Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung.

Öffentliches Parken Hüttenstraße
Die in der Planzeichnung im Bereich der Hüttenstraße festgesetzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung 
„Öffentliche Parkfläche“ dient der Unterbringung zusätzlicher Stellplätze für den ruhenden Verkehr. Innerhalb dieser 
Fläche sind Stellplätze, Zufahrten, Fahrgassen, Beschilderungen, Beleuchtungsanlagen, Entwässerungsanlagen, 
Fahrradabstellanlagen, Anlagen der Ladeinfrastruktur sowie sonstige technische und organisatorische Einrichtungen 
zulässig, soweit sie der Ordnung, Sicherheit und Bewirtschaftung der Stellplatzfläche dienen.

Fußgängerwege
Die Fußwege im Wald sowie die Wege zur Steuerung der Fan- und Besucherströme werden als Verkehrsflächen 
besonderer Zweckbestimmung mit der Zweckbestimmung „Fußgängerwege“ festgesetzt.

7. Flächen für die Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)
siehe Planzeichnung
Das im Bereich des Einschnitts zur BAB A 8 vorhandene Regenrückhaltebecken wird als Fläche für die 
Abwasserbeseitigung, einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser, festgesetzt.
Innerhalb dieser Fläche sind Anlagen zulässig, die der Sammlung, Rückhaltung, Behandlung, Versickerung, 
gedrosselten Ableitung, Unterhaltung und technischen Steuerung von Niederschlagswasser dienen. Hierzu gehören 
insbesondere Becken, Mulden, Rigolen, Zu- und Ablaufbauwerke, Drossel- und Kontrollschächte, Wartungswege, 
Böschungen, technische Einrichtungen sowie sonstige wasserwirtschaftlich erforderliche Anlagen.
Die Funktionsfähigkeit des Regenrückhaltebeckens ist dauerhaft sicherzustellen. Änderungen, Erweiterungen oder 
Anpassungen der Anlage sind zulässig, soweit sie der schadlosen Niederschlagswasserbewirtschaftung des 
Plangebietes dienen und wasserrechtlich abgestimmt sind.

8. Flächen für Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18b BauGB)
siehe Planzeichnung
Die in der Planzeichnung als Flächen für Wald festgesetzten Bereiche sind dauerhaft als Wald zu erhalten.
Zulässig sind insbesondere:
- Maßnahmen der ordnungsgemäßen Forstwirtschaft,
- Maßnahmen der Waldpflege und Verkehrssicherung,
- Maßnahmen zur naturnahen Entwicklung und Stabilisierung der Waldbestände,
- Maßnahmen des Natur- und Artenschutzes,
- Maßnahmen zur Unterhaltung bestehender Wege,
- Maßnahmen zur Unterhaltung des innerhalb der Waldflächen verlaufenden Elversbaches,
- wasserwirtschaftlich oder gewässerunterhaltungsbezogen erforderliche Maßnahmen, soweit sie mit der 

Waldfunktion vereinbar sind.
Vorhandene standortgerechte Laub- und Mischwaldbestände sind zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Nicht 
standortgerechte oder instabile Bestände können im Rahmen einer naturnahen Waldentwicklung durch 
standortgerechte, klimaangepasste Laubmischwaldstrukturen ersetzt werden.

9. Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB)

Innerhalb des Sonstigen Sondergebietes „Sport- und Gesundheitszentrum“ sind bei der Errichtung neuer 
Hauptgebäude auf hierfür geeigneten Dachflächen Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie, insbesondere 
Photovoltaikanlagen oder Solarthermieanlagen, zu installieren. Ausgenommen sind Dachflächenanteile, die aus 
technischen, statischen, brandschutzrechtlichen oder belichtungsbezogenen Gründen nicht geeignet sind oder für 
notwendige technische Anlagen, Dachbegrünung, Wartungswege oder sonstige betriebsnotwendige Einrichtungen 
benötigt werden.

10. Maßnahmen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs.1 Nr.25 a BauGB)

Dachbegrünung
Flachdächer und flach geneigte Dächer bis zu einer Dachneigung von 15° auf Hauptgebäuden innerhalb des Sonstigen 
Sondergebietes „Sport- und Gesundheitszentrum“ sind zu mindestens 60 % der Dachfläche extensiv zu begrünen und 
dauerhaft zu erhalten. Die durchwurzelbare Substratschicht muss mindestens 10 cm betragen. Ausgenommen sind 
Dachflächenanteile, die für technische Anlagen, Belichtungsflächen, notwendige Erschließungsflächen, Brandschutz- 
vorrichtungen oder Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie benötigt werden. Eine Kombination von 
Dachbegrünung und Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie ist zulässig.

Begrünung der Stellplatz- und Parkplatzflächen
Die festgesetzten Flächen für das Parken von Fahrzeugen sowie sonstige Stellplatzflächen sind durch 
Baumpflanzungen und Grünstrukturen zu gliedern.
Je angefangene 6 Stellplätze ist mindestens ein standortgerechter, mittel- bis großkroniger Laubbaum zu pflanzen 
und dauerhaft zu erhalten. Die Baumpflanzungen sind innerhalb der Stellplatz- bzw. Parkplatzflächen oder in 
unmittelbar angrenzenden Pflanzstreifen so anzuordnen, dass eine wirksame Gliederung und Verschattung der 
Parkierungsflächen erreicht wird.
Je Baumstandort ist eine offene, dauerhaft wasser- und luftdurchlässige Baumscheibe von mindestens 6 m² 
herzustellen. Der durchwurzelbare Bodenraum muss mindestens 12 m³ betragen. Die Baumscheiben sind gegen 
Überfahren zu sichern. Eine Zuleitung von unbelastetem Niederschlagswasser aus angrenzenden befestigten Flächen 
in die Pflanzbereiche ist zulässig und anzustreben, soweit dies mit dem Entwässerungskonzept vereinbar ist.

Es sind Laubbaumhochstämme der Qualität mindestens 3xv, Stammumfang 1618 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu 
verwenden. Die Artenauswahl hat standortgerecht und klimaangepasst zu erfolgen. In stark beanspruchten 
Stellplatzbereichen können geeignete klimaresiliente Arten verwendet werden. Abgängige Gehölze sind spätestens 
in der nachfolgenden Pflanzperiode gleichwertig zu ersetzen.

Begrünung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen im Sondergebiet
Die nicht überbaubaren Grundstücksflächen innerhalb des Sonstigen Sondergebietes „Sport- und 
Gesundheitszentrum“ sind, soweit sie nicht für zulässige Sportflächen, Wege, Zufahrten, Stellplätze, Nebenanlagen, 
Entwässerungsanlagen oder sonstige dem Nutzungszweck dienende Anlagen benötigt werden, dauerhaft zu 
begrünen und gärtnerisch bzw. landschaftsgerecht anzulegen.
Mindestens 20 % der Fläche des Sonstigen Sondergebietes sind als unversiegelte, vegetationsgeprägte Flächen zu 
erhalten bzw. herzustellen. Die Begrünung hat standortgerecht und dauerhaft wirksam zu erfolgen. Zulässig sind 
insbesondere Rasen- und Wiesenflächen, artenreiche Saumstrukturen, Gehölzpflanzungen, Baumgruppen, 
Strauchpflanzungen sowie landschaftsgerecht gestaltete Aufenthalts- und Freiflächen.
Die Verwendung von Schotter, Kies, Folien, Kunstrasen außerhalb der zulässigen Sportflächen oder sonstigen 
versiegelnden bzw. versiegelungsähnlichen Materialien zur Gestaltung nicht überbauter Grundstücksflächen ist 
unzulässig. Je angefangene 300 m² nicht überbaubarer und nicht für Sport-, Wege-, Stellplatz- oder Funktionsflächen 
benötigter Grundstücksfläche ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum oder eine gleichwertige Gehölzgruppe 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bestehende standortgerechte Gehölze können hierauf angerechnet werden, 
soweit sie dauerhaft erhalten werden. Abgängige Gehölze sind spätestens in der nachfolgenden Pflanzperiode 
gleichwertig zu ersetzen.

11. Räumlicher Geltungsbereich (§ 9 Abs.7 BauGB)
siehe Planzeichnung
Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der Planzeichnung zu entnehmen.

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs. 1 Nr.2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Versorgung, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB ) 

Flächen für die Abwasserbeseitigung, 
einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser

Wald 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB)

Wald

Sonstige Planzeichen

Grenze Geltungsbereich des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Flächen für Nebenanlagen
hier: Stellplätze (St); Sportanlagen (Sp)

Verkehrsflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB)

Strassenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Strassenverkehrsflächen

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
hier: Öffentliche Parkfläche

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung
hier: Fußgängerbereich

Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB ; §§ 1-11 BauNVO )

SO
SPORT

Sonstiges Sondergebiet, hier: "Sport- und Gesundheitszentrum"
(§ 11 BauNVO)  

Baugrenze

Grundflächenzahl (GRZ)

Höhe max. =
siehe textliche 
Festsetzungen

GRZ 0,8

Höhe der baulichen Anlagen als Höchstgrenze 
über Bezugspunkt

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO )

Gemeinbedarf
(§ 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Sozialen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen
hier: Zweckbestimmung "Waldkindergarten"

St / Sp

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Schutz, Pflege, Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

LandschaftsschutzgebietL

Gesetzlich geschütztes Biotop 
(§ 30 BNatSchG i.V.m. § 22 SNG)GB

Umgrenzung der Flächen die von der Bebauung freizuhalten sind
hier: Anbauverbotszone (40 m) zur BAB 8

Anbaubeschränkungszone (100 m) zur BAB 8

Land:
Saarländisches Landesplanungsgesetz (SLPG), Gesetz Nr. 
1731 vom 18. November 2010 (Amtsbl. I,  S. 2599), 
zuletzt geändert durch Artikel 92 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. 1997,  
S. 682), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2024 (Amtsbl. I S. 1086, 1087).

Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saarland 
(Saarländisches Naturschutzgesetz - SNG), verkündet als 
Artikel 1 des Gesetzes Nr. 1592 zur Neuordnung des 
Saarländischen Naturschutzrechts vom 05. April 2006 
(Amtsbl. 2006 , S. 726), zuletzt geändert durch Artikel 162 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Saarländisches Wassergesetz (SWG), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsbl. 2004,  S. 
1994), zuletzt geändert durch Artikel 173 des Gesetzes 
vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Saarländisches Klimaschutzgesetz (SKSG) vom 12.Juli 
2023 (Amtsbl. I S.620), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13. November 2024 (Amtsbl. I S. 1074).

Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDSchG), 
verkündet als Artikel 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur 
Neuordnung des saarländischen Denkmalschutzes und 
der saarländischen Denkmalpflege vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch Artikel 260 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Landesbauordnung (LBO), verkündet als Artikel 1 des 
Gesetzes Nr. 1544 zur Neuordnung des Saarländischen 
Bauordnungs- und Bauberufsrechts vom 18. Februar 
2004 (Amtsbl. 2004,  S. 822), zuletzt geändert durch das 
Gesetzes vom 19. Februar 2025 (Amtsbl. I S. 369_2).

Saarländisches Nachbarrechtsgesetz (NachbG SL) vom 28. 
Februar 1973 (Amtsbl. 1973, S. 210), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 15. Juli 2015 (Amtsbl. I 
S. 632).

Saarländisches Gesetz zur Ausführung des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Saarländisches 
Bodenschutzgesetz  SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002,  S. 990) zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 9. Oktober 2024 (Amtsbl. I S. 854).

Bund:
Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 12. August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
22.Dezember2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348) geändert worden 
ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 
Raumordnungsgesetz (ROG), Stand mit der Änderung vom 
12. August 2025:3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176).

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und 
die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung - 
PlanZV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991 S. 58), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12 
.August 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 189).

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes zur 
Anpassung des BauproduktenG und weiterer 
Rechtsvorschriften an die VO (EU) 2024/3110 vom 9. 
Januar 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 4).

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli 2009 
(BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 48 des Gesetzes 
vom 23. Oktober 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 323) geändert 
worden ist.

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen 
und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz 
-BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. 
Mai 2013 (BGBl. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch 
Artikel 5 des Gesetzes vom 22.Dezember2025 (BGBl. 2025 
I Nr. 348) geändert worden ist.

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen 
und zur Sanierung von Altlasten 
(Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 
1998 (BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) in der neuen Fassung vom 9. Juli 2021 (BGBl. I 
S. 2598, 2716).

Klimaschutzgesetz (KSG) vom 12. Dezember 2019 (BGBI. I 
S. 2513), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. 
Juli 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 235) geändert worden ist.

Ehemaliger Bergbau
Das Plangebiet liegt im Einwirkungsbereich eines ehemaligen Bergbaus. Da dieser inzwischen mehr als 100 Jahre 
zurückliegt, sind bergbauliche Einwirkungen mittlerweile abgeklungen. Allerdings sind aus dem Umfeld des Plangebietes 
tektonische Störungen bekannt. Des Weiteren können Bereiche mit ehemaligem tagesnahen Abbau sowie 
Tagesöffnungen wie Schächte und Stollenmundlöcher im Umfeld nicht ausgeschlossen werden.Aufgrund dieser 
bergbaulichen Vornutzungen muss im Plangebiet generell mit Unregelmäßigkeiten im Untergrund und mangelnder 
Standsicherheit gerechnet werden. Vor Baubeginn sollte daher die Einschaltung eines Baugrundsachverständigen zur 
weiteren geotechnischen Bewertung des Plangebietes erfolgen. Die Standsicherheit der Fläche sollte im Einzelfall 
überprüft werden. Baumaßnahmen sollten erst nach Nachweis bzw. Herstellung der Standsicherheit durchgeführt 
werden.

Ehemalige Eisenerzkonzession
Das Plangebiet liegt im Bereich einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Bei Ausschachtungsarbeiten ist daher auf 
Anzeichen von altem Bergbau zu achten. Entsprechende Hinweise, Hohlräume, Verbruchzonen, Stollen, Schächte oder 
sonstige bergbauliche Auffälligkeiten sind dem Oberbergamt mitzuteilen.

Bodenfunde / Denkmalschutz
Bei Bodenfunden besteht Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot gemäß § 12 des Saarländischen 
Denkmalschutzgesetzes. Sollten bei Erdarbeiten oder Baumaßnahmen Bodenfunde, Mauern, Gruben, Brandschichten, 
Bestattungen, Keramik-, Metall- oder Knochenfunde oder sonstige Hinweise auf Kulturdenkmäler entdeckt werden, sind 
die Arbeiten im betroffenen Bereich unverzüglich einzustellen. Die zuständige Denkmalschutzbehörde ist zu 
benachrichtigen. Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf einer angemessenen Frist unverändert zu erhalten und vor 
Beschädigung zu schützen, soweit nicht die zuständige Denkmalschutzbehörde einer Fortsetzung der Arbeiten zustimmt.

Bodenschutz
Bei allen Erd- und Bauarbeiten sind die Belange des Bodenschutzes zu beachten. Der Oberboden ist vor Beginn der 
Bauarbeiten sachgerecht abzutragen, getrennt vom Unterboden zwischenzulagern und nach Möglichkeit vor Ort 
wiederzuverwenden. Verdichtungen, Vermischungen und Verunreinigungen des Bodens sind zu vermeiden.
Bei der Bauausführung sind insbesondere die einschlägigen Anforderungen des Bundes-Bodenschutzgesetzes, der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung sowie die technischen Regelwerke zum bodenschonenden Bauen zu 
beachten. Hierzu zählen insbesondere die DIN 19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“, 
die DIN 18915 „Vegetationstechnik im Landschaftsbau  Bodenarbeiten“ und die DIN 19731 „Bodenbeschaffenheit  
Verwertung von Bodenmaterial“. Aufgrund der bewegten Geländesituation im Umfeld der Kaiserlinde ist bei Erdarbeiten, 
Geländemodellierungen, Böschungen und Zwischenlagerungen von Bodenmaterial besonders auf Erosionsschutz, 
standsichere Böschungen, geordnete Wasserführung und die Vermeidung von Abschwemmungen in Waldflächen, Wege, 
Entwässerungsanlagen und den Elversbach zu achten.

Artenschutzrechtliche Hinweise
Die artenschutzrechtlichen Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes, insbesondere die Zugriffsverbote des § 44 
BNatSchG, sind unabhängig von den Festsetzungen des Bebauungsplanes zu beachten. Rodungs-, Rückschnitt- und 
Freistellungsarbeiten an Gehölzen sind gemäß § 39 Abs. 5 BNatSchG grundsätzlich nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 
zum 28. Februar des Folgejahres durchzuführen. Vor Eingriffen in Gehölzbestände, Einzelbäume, Waldsäume, 
Saumstrukturen oder sonstige potenziell geeignete Habitatstrukturen ist zu prüfen, ob Fortpflanzungs- oder Ruhestätten 
besonders oder streng geschützter Arten betroffen sein können. Bei entsprechenden Hinweisen sind geeignete 
Vermeidungs-, Schutz- oder vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen vorzusehen. Aufgrund der Lage des Plangebietes im 
Wald und im Übergang zu Siedlungs-, Sport- und Verkehrsflächen sind insbesondere mögliche Vorkommen von 
Brutvögeln, Fledermäusen, Haselmaus, Reptilien sowie weiterer wald- und strukturgebundener Arten zu berücksichtigen. 
Die konkreten artenschutzrechtlichen Anforderungen werden der Fertigstellung der artenschutzrechtlichen Prüfung 
ergänzt.

Fledermausschutz
Vor der Fällung von Bäumen sind alle geeigneten Fledermausquartiere durch eine geeignete fachkundige Person auf 
Besatz zu überprüfen. Dies betrifft insbesondere Baumhöhlen, Spalten, Rindentaschen, Stammrisse sowie sonstige als 
Quartier geeignete Strukturen. Werden besetzte Quartiere oder Hinweise auf eine Nutzung durch Fledermäuse 
festgestellt, sind die Arbeiten im betroffenen Bereich zu unterbrechen und das weitere Vorgehen mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde abzustimmen.

Haselmausschutz
Soweit im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung Vorkommen der Haselmaus festgestellt oder nicht ausgeschlossen 
werden können, sind Gehölzrodungen, Freistellungen und Wurzelstockentfernungen unter Beachtung der hierfür 
erforderlichen Schutzmaßnahmen durchzuführen.  Die Wurzelstockentfernung darf in solchen Bereichen nur in 
Begleitung einer tierökologischen Fachkraft erfolgen. Gegebenenfalls erforderliche Fang-, Vergrämungs- oder 
Umsiedlungsmaßnahmen bedürfen der hierfür erforderlichen artenschutzrechtlichen Zulassung.

Beleuchtung / Insekten- und Fledermausschutz
Außenbeleuchtungen sind auf das für Sicherheit und Betrieb notwendige Maß zu beschränken. Es sind möglichst 
insektenfreundliche, energieeffiziente und nach unten gerichtete Leuchten mit geringer Streuwirkung zu verwenden. 
Eine direkte Abstrahlung in angrenzende Gehölz-, Wald- und Gewässerbereiche ist zu vermeiden.
Insbesondere im Bereich der Waldränder, vorhandener Gehölzstrukturen, des Elversbaches sowie der Fußwege durch 
den Wald ist auf eine fledermaus- und insektenverträgliche Beleuchtung zu achten. Dauerhafte, stark streuende oder 
nach oben abstrahlende Beleuchtung ist zu vermeiden. Die Beleuchtung der Sportflächen und Fanstellplätze ist so 
auszurichten, dass unnötige Lichtimmissionen in angrenzende Wald- und Wohnbereiche minimiert werden.

Entwässerung
Rechtzeitig vor Baubeginn sind die Entwässerungsplanung und die erforderlichen Berechnungen zur Ableitung, 
Rückhaltung, Behandlung und gegebenenfalls Versickerung des im Plangebiet anfallenden Niederschlagswassers mit den 
zuständigen Stellen abzustimmen. Dies betrifft insbesondere die Entwässerung der Fanstellplätze, Zufahrten, Wege, 
Sportflächen, Gebäude und sonstigen befestigten Flächen. Unbelastetes bzw. gering belastetes Niederschlagswasser ist 
möglichst getrennt vom Schmutzwasser zu bewirtschaften. Belastetes Niederschlagswasser von Fahr- und 
Stellplatzflächen ist, soweit erforderlich, vor Einleitung, Rückhaltung oder Ableitung geeignet zu behandeln.
Das vorhandene Regenrückhaltebecken im Bereich der BAB A 8 sowie die hierfür bestehende Genehmigungsplanung sind 
zu berücksichtigen. Änderungen oder Erweiterungen der wasserwirtschaftlichen Anlagen bleiben den hierfür 
erforderlichen wasserrechtlichen Verfahren vorbehalten.

Baumpflanzungen und Schutz vorhandener Vegetationsbestände
Bei Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver- und Entsorgungsleitungen sind die einschlägigen technischen 
Regelwerke zu beachten. Hierzu zählen insbesondere das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und 
Entsorgungsanlagen der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen sowie das DVGW-Regelwerk GW 125 
„Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“. Bei der Ausführung von Erdarbeiten oder 
Baumaßnahmen sind vorhandene Bäume, Gehölze, Waldflächen und Vegetationsbestände, soweit sie erhalten werden, 
entsprechend DIN 18920 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ zu 
schützen. Wurzelbereiche sind vor Verdichtung, Abgrabung, Aufschüttung, Befahren und Ablagerung zu sichern.

Hinweise
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